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Wir fordern, dass die Ausweitung der Aufgaben der Terminservicestellen gestoppt 
wird 

Die Kassenärztlichen Vereinigungen müssen mit dem Geld ihrer Mitglieder und ohne zusätzliche 
Finanzmittel eigene Terminservicestellen (TSS) für die Vergabe von Facharztterminen und psycho-
therapeutischen Erstterminen sowie Akutbehandlungen betreiben. Dieses Angebot soll künftig so-
gar noch auf die Vermittlung von haus- und kinderärztlichen Terminen erweitert werden. Dabei wird 
völlig ignoriert, dass die TSS das Wartezeitenproblem, das es in manchen Bereichen gibt, nicht 
löst, sondern nur verschiebt. Die TSS schafft keine zusätzlichen Ärzte oder Psychotherapeuten. Sie 
schafft auch keine zusätzlichen Termine. Eine weitere Ausweitung der Aufgaben der TSS löst also 
diese Probleme nicht, sondern stellt durch eine weitere Zentralisierung der Terminvergabe eine 
zusätzliche staatliche Bevormundung der Freiberufler in der Organisation ihrer täglichen Arbeit dar.  

Wir fordern, dass die Leistungen in der vertragsärztlichen Versorgung in voller Höhe 
nach EBM vergütet werden 

Als Freiberufler haben wir ein Recht auf eine freie Gebührenordnung (GOÄ), die realistische Preise 
ausweist und als Referenz für die Rabattgebührenordnung (EBM) der Sozialversicherung dient. 
Man kann die GOÄ auch nicht mit dem EBM zusammenlegen, der einen Leistungskatalog mit So-
zialrabatt für die gesetzlich krankenversicherten Patienten darstellt. Beides ist unvereinbar. Den 
Sozialrabatt, den der EBM darstellt, hat Prof. Jürgen Wasem, der Vorsitzende des Bewertungsaus-
schusses, in einem Interview gerade mit 45 Milliarden Euro beziffert. Dass unsere Vergütung in der 
vertragsärztlichen Versorgung nicht nur rabattiert, sondern zusätzlich noch budgetiert wird, ist nicht 
zu akzeptieren. Eine Zusammenlegung der GOÄ mit dem EBM ist schon aufgrund völlig differenter 
Regelwerke nicht umsetzbar. Das damit u.a. verfolgte Ziel die Wartezeiten zu verkürzen lässt sich 
so nicht erreichen. Rund 10 % Privatversicherte können die Wartezeiten der 90 % gesetzlich Versi-
cherten substantiell nicht verkürzen. 
 

Wer längeren Wartezeiten, einer ungleichen Verteilung von Vertragsarztsitzen und 

dem drohenden Ärztemangel entgegenwirken will, muss die Unterfinanzierung der 

vertragsärztlichen Versorgung beenden. Mit mehr Regulierung und stärkerer Einmi-

schung des Staates in die Belange der Selbstverwaltung wird man die Probleme 

nicht lösen, sondern verschärfen.  

 
Wir fordern die Politik auf, mit uns in einen Diskussionsprozess um echte Lösungen 
für die Probleme im Gesundheitswesen einzutreten. 


